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Merz fordert Neuausrichtung der
Migrationspolitik – Scholz ziert sich

Friedrich Merz (CDU) fordert nach der Messerattacke in
Solingen eine Neuausrichtung der Migrationspolitik mit Olaf

Scholz (SPD).

In Berlin hat sich die politische Landschaft erneut gewandelt,
nachdem Friedrich Merz, der Oppositionsführer der CDU, Kanzler
Olaf Scholz (SPD) zu einer tiefgreifenden Neuausrichtung der
Migrationspolitik eingeladen hat. Dies geschah im Anschluss an
die tragische Messerattacke in Solingen, die sowohl die
öffentliche Sicherheit als auch die Migrationspolitik ins
Rampenlicht rückte. Merz ist der Ansicht, dass eine gemeinsame
Zusammenarbeit zwischen Union und SPD notwendig ist, um
drängende Herausforderungen zu bewältigen.

Bei einem über einstündigen Treffen im Kanzleramt hielt Merz
ein leidenschaftliches Plädoyer, das nicht nur als konkrete
Einladung zur Zusammenarbeit interpretiert werden kann,
sondern auch als implizite Forderung nach einem Bruch der
Ampel-Koalition. Er ist sich sicher, dass die Union und die SPD,
gemeinsam im Bundestag eine klare Mehrheit besitzen, und
könnte möglicherweise auch ohne die Grünen und die FDP
grundlegende gesetzliche Änderungen einleiten.

Scholz‘ Reaktion und das Widerspiel der
Mehrheiten

Friedrich Merz erklärte, dass der Kanzler dringend handeln
müsse, um das Vertrauen der Bürger nicht weiter zu verlieren.
„Dem Bundeskanzler entgleitet mittlerweile das eigene Land“,



so Merz und verwies auf die Richtlinienkompetenz des Kanzlers.
Dennoch ließ sich Scholz während des Treffens nicht auf den
Vorschlag ein. Er äußerte, dass eine Zusammenarbeit nötig sei,
jedoch keine wechselnden Mehrheiten, was die Komplexität der
aktuellen politischen Situation unterstreicht.

Olaf Scholz bestätigte, dass es wichtig sei, dass auch
Oppositionsführer wie Merz ihre Vorschläge einbringen. Dennoch
machte er deutlich, dass internationale Abkommen und EU-
Vorgaben die rechtlichen Rahmenbedingungen der deutschen
Migrationspolitik bestimmen, was als klarer Hinweis auf die
Hürden zu verstehen ist, denen sich jede Reform
gegenübersieht.

Gespräche über konkrete Maßnahmen und
zukünftige Schritte

Merz hat während des Gesprächs auch die Idee ins Spiel
gebracht, Beauftragte von Regierung und Union einzusetzen, die
die Möglichkeiten einer Neuausrichtung der Migrationspolitik
prüfen könnten. So schlägt er vor, in der sich schnell nähernden
Bundestags-Sitzungswoche im September einen halben Tag für
die Migrationspolitik abzuzweigen, um mögliche
Gesetzesänderungen zu diskutieren. Zu den Ideen zählen unter
anderem die Abschiebung abgelehnter Asylbewerber nach
Syrien und Afghanistan sowie dauerhafte Kontrollen an den EU-
Außengrenzen.

Die Vorschläge werden unter dem Druck formuliert, der durch
die steigenden Zahlen der irregulären Migration und die
anhaltenden gesellschaftlichen Spannungen entstanden ist.
Merz fordert außerdem ein Vorgehen, das es ermöglichen soll,
Migranten abzulehnen, die zuerst in ein anderes EU-Land
eingereist sind. In diesen komplexen Verhandlungen wird der
Gewinner der politischen Arena noch zu bestimmen sein.

Die politische Strategie von Merz ist unübersehbar darauf
ausgerichtet, die eigene Partei zu stärken und möglicherweise



die Schnelligkeit von Entscheidungen in der Migrationsfrage zu
erhöhen, während Scholz feststellt, dass eine solche Absprache
nicht innerhalb der bestehenden Koalition geschehen kann. Die
Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen werden nun zeigen
müssen, ob eine Zusammenarbeit zwischen den beiden großen
Parteien auf freudige Akzeptanz stößt oder ob sie erneut an den
bisherigen Differenzen scheitert.

Die Ergebnisse und die weitere Entwicklung der Migrationspolitik
werden im Licht der aktuellen Diskussionen von großer
Wichtigkeit sein. Es bleibt abzuwarten, ob die drängenden
Fragen, die sowohl die Sicherheit als auch die Integration
betreffen, in einer Weise angegangen werden können, die
sowohl politisch als auch rechtlich tragbar ist.

Die Diskussion über die Migrationspolitik in Deutschland hat eine
lange Geschichte und wird von verschiedenen politischen
Strömungen geprägt. Historisch betrachtet war die
Migrationspolitik des Landes stark von den geopolitischen
Entwicklungen, internationalen Abkommen und den sozialen
Bedürfnissen beeinflusst. Ein prägnantes Beispiel ist die
Situation nach dem Fall der Mauer 1989, als Deutschland einen
massiven Anstieg der Migration erlebte, insbesondere aus dem
ehemaligen Ostblock. Die Herausforderungen, die damals
auftraten, ähneln in gewisser Weise den aktuellen Debatten zur
Migration, da beide Zeiten durch eine Vielzahl von politischen
Meinungen und ein Bedürfnis nach rechtlichen Reformen
gekennzeichnet sind.

In den letzten Jahren hat sich die Migrationspolitik insbesondere
seit der Flüchtlingskrise von 2015 wesentlich verändert. Damals
öffnete Deutschland seine Grenzen für eine große Zahl von
Flüchtlingen, was zu einer gesellschaftlichen Spaltung und
zahlreichen politischen Diskussionen führte. Die AfD
beispielsweise gewann in diesem Kontext an Einfluss und
veränderte die politische Landschaft erheblich. Ähnlich wie
heute wird die Migrationspolitik von populistischen Rhetoriken
und dem Aufkommen von Parteien beeinflusst, die eine
restriktivere Migrationspolitik fordern.

Politische und gesellschaftliche



Rahmenbedingungen

Die Migrationspolitik ist in Deutschland stark in politische und
rechtliche Rahmenbedingungen eingebettet. Eine wichtige Rolle
spielen dabei internationale Verpflichtungen, wie das
Grundgesetz, das die Menschenwürde schützt und das Recht auf
Asyl garantiert, sowie die Richtlinien der Europäischen Union.
Diese Rechtsverpflichtungen stellen die Grenzen für nationale
Entscheidungen und Reformen dar.

Ein zentraler Diskussionspunkt in der aktuellen politischen
Debatte ist die Integration von Migranten. Trotz der
unterschiedlichen politischen Positionen gibt es einen breiten
Konsens darüber, dass eine gelungene Integration entscheidend
für den sozialen Frieden und die wirtschaftliche Stabilität ist.
Untersuchungen des deutschen Wissenschaftszentrums für
Sozialforschung zeigen, dass eine erfolgreiche Integration nicht
nur für die Migranten selbst von Vorteil ist, sondern auch
positive Auswirkungen auf die Gesellschaft und die Wirtschaft
hat (siehe DIW Berlin).

Gleichzeitig sehen viele Bürger den Anstieg der Migration als
Bedrohung für die öffentliche Ordnung und soziale
Zusammenhalt. Eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
Infratest dimap zeigte im letzten Jahr, dass über 60% der
Bevölkerung der Meinung sind, dass die Bundesregierung die
Kontrolle über die Migration verloren hat. Diese Wahrnehmung
trägt zur Polarisierung in der politischen Debatte bei und
erschwert die Suche nach gemeinsamen Lösungen.

Aktuelle Statistiken zur Migration

Die Migrationsszene in Deutschland ist dynamisch und unterliegt
ständigen Veränderungen. Laut dem Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) wurden im Jahr 2022 über 200.000
Asylanträge in Deutschland gestellt, was einen signifikanten
Anstieg im Vergleich zu den Vorjahren darstellt. Diese Zahlen
sind nicht nur Ausdruck von Kriegen und Konflikten in der
Herkunftsländern, sondern auch von den sich verschlechternden
Lebensbedingungen für viele Menschen weltweit.

Jahr Anzahl der Asylanträge
2020 122.000
2021 148.000
2022 200.000

https://www.diw.de/


Darüber hinaus zeigt eine aktuelle Untersuchung, dass mehrere
Hunderttausend Menschen in Deutschland unrechtmäßig leben,
oft ohne Zugang zu sozialen Sicherungssystemen. Diese Gruppe
steht besonders im Fokus von politischen Diskussionen über die
Verbesserung der rechtlichen und sozialen
Rahmenbedingungen. Laut einer Umfrage der Friedrich-Ebert-
Stiftung glauben rund 72% der Befragten, dass eine
Überarbeitung der bestehenden Gesetze notwendig ist, um faire
Bedingungen für Asylbewerber und geflüchtete Menschen zu
schaffen (siehe Friedrich-Ebert-Stiftung).
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